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�Q Hans-Georg Ehrhart

Eigentlich sind sich viele in Politik, 
Medien und Militär einig: Es 
sieht ganz danach aus, dass der 
Krieg in der Ukraine noch lange 
dauert. Für die einen hat er gera-

de erst so richtig begonnen, weil beide Kon-
trahenten unbedingt siegen wollen. Mos-
kau wegen imperialer Ziele und der (ver-
meintlichen) Gewissheit, über genug 
gesellscha*lichen, ökonomischen und mi-
litärischen Rückhalt zu verfügen, oder we-
gen einer wahrgenommenen existenziellen 
Bedrohung durch die USA und den Westen. 
Hinzu kommt die Überzeugung, das Rin-
gen um eine andere Weltordnung sei in 
eine entscheidende Phase getreten, sodass 
man keine andere Wahl habe.  

Kiew will unbedingt den Sieg, weil es Op-
fer einer Aggression ist und das Völkerrecht 
auf seiner Seite steht. Es sieht sich nicht nur 
in einem existenziellen Abwehrkampf, son-
dern auch als Vorkämpfer für die westliche 
Zivilisation und ihre Werte. Die ukrainische 
Führung vertraut auf anhaltende Unter-
stützung durch die Bevölkerung, um das 
erklärte Ziel zu erreichen, alle annektierten 
Gebiete zurückzuerobern und integraler 
Bestandteil der westlichen Institutionen zu 
werden. Andere verweisen darauf, dass bei-
de Protagonisten den Krieg gewinnen müs-
sen. Moskau, weil sonst das autoritäre Re-
gime ins Wanken geraten oder Russlands 
Großmachtstatus schwinden könnte – auch 
weil es bereits einen sehr hohen Blutzoll 
entrichtet hat. Spiegelbildlich gelten alle 
drei Argumente genauso für Kiew: ein fra-
giles demokratisches System könnte bei ei-
ner Niederlage kippen, die Einbindung in 
den Westen ebenso. Die Diskussion, wofür 
das Land hohe Opfer zu ertragen hatte, 
könnte zur Zerreißprobe werden. Auch die 
westlichen Regierungen schwören ihre Be-

Patt heißt langer Krieg 

Stra*äter! Erpresser! Klima-Terroris-
ten oder gar: Klima-RAF! Die Ge-
duld gegenüber den jungen Men-

schen, die auf die Straße gehen, ist vor-
bei. Auf „dem Holzweg“ seien jene, die 
Straßen blockieren, meint Kevin Küh-
nert, „unverantwortlich“ handele, wer 
dafür „Menschenleben gefährdet“, sagt 
Karl Lauterbach. Sie wissen sich einig 
mit „dem Volk“, das einer Umfrage zufol-
ge die Aktionen der Letzten Generation 
mehrheitlich ablehnt. Grünen-Che+n Ri-
carda Lang positioniert sich mit subkul-
turellen Termini: „Einfach nur daneben“. 
„Völlig bekloppt“, schöp* Kanzler Olaf 
Scholz imponierend Analytisches aus sei-
ner Juso-Zeit. Einig sind sich alle, dass  
es nicht angeht, den Lebenskreislauf des 
Kapitalismus (auf der Straße) zu behin-
dern oder seine symbolische Reproduk-
tion (Bildersturm aufs Grundgesetz-
Denkmal) herauszufordern. 

Für die Eskalation des Diskurses sor-
gen schließlich diejenigen, die schon in 
der Jungen Union mit dem Phantasma 
einer bedrohten „inneren Sicherheit“ auf-
gewachsen sind wie CDU-Chef Friedrich 
Merz. Oder o,enbar einfach keine Ah-
nung haben, was der Unterschied ist zwi-
schen Klimaschützern, den Taliban,  
einer „kriminellen Sekte“, der RAF oder 
den Nazis. Lässt sich alles nachlesen, 
durchaus von prominenten Leuten. Wer 
völlig verblödet im Trüben +scht, redet 
ohnehin nur von „Abschaum“. 

So etwas noch einmal zu erleben, ha-
ben sich viele Angehörige meiner Gene-
ration, die aus den militanten 1970er 
Jahren gelernt haben und die Strategien 
gewaltlosen und zivilen Ungehorsams 
in den unterschiedlichsten Bewegungen 
miterarbeitet und kultiviert haben, nicht 
vorstellen können. „Sympathisant“ war 
einmal das Verdikt, das alles kosten 
konnte, Familie, Karriere, Freiheit. Sind 
die 16 Prozent, die sich laut Umfrage  
zu den Protesten der Letzten Generation 
bekennen, auch Sympathisantinnen? 
Weil sie allzu gut verstehen, dass die Ak-

tivisten keine andere Möglichkeit sehen, 
als spektakulär auf das Problem auf-
merksam zu machen? Weil alles andere 
im virtuellen Raum verdamp* oder  
zerrieben wird in der Mühle der parla-
mentarischen Demokratie?

„Man muss lauter werden, um sich 
durchzusetzen“, zeigt der ehemalige Ver-
fassungsrichter Andreas Voßkuhle Ver-
ständnis für die vergleichsweise „harm-
losen Sandkastenspiele“ der Klima-Blo-
ckierer. Aber „hart durchgreifen“ oder 
herunterspielen sind zwei Strategien, 
sich mit deren Anliegen nicht auseinan-
dersetzen zu müssen. 

Als ziemlich unernstes Spektakel hat 
einmal die 1968er-Bewegung begonnen 
angesichts eines staatlich herbeifanta-
sierten „Notstands“. Ihm verdanken wir 
eine in Westdeutschland damals unvor-
stellbar mental-kulturelle Erneuerung. 
1977 fühlte sich das politische Wachba-
taillon in Bonn schließlich so bedroht von 
der RAF, „dass gegen sie der strafrecht-
liche Grundgedanke der Abschreckung 
versagt“, so der damalige SPD-Kanzler 
Helmut Schmidt, „und nun der der inne-
ren Sicherung bestimmend sein muss. 
Wir müssen sie hinter Schloss und Rie-
gel bringen“.

Ich erschrecke, wenn ich solche Sätze 
wieder lese und sie mit dem vergleiche, 
was die Nachrichten über die Letzte Ge-
neration heute prägt und den Umgang 
mit ihr. Der verbalen Gewalt folgt der 
polizeiliche Durchgri,. Statt sie unter Be-
standsschutz zu stellen, wie der Spre-
cher von UN-Generalsekretär António 
Guterres fordert, werden sie mundtot 
gemacht. Doch in diesem Fall droht kein 
bleierner Herbst, sondern ein Hitzesom-
mer, den wir alle zu spüren bekommen.
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Ulrike Baureithel kommentiert das Reden über die Klima-Proteste

„Klima-RAF“?! Erschreckend ist vor allem 
der Umgang mit der Letzten Generationvölkerungen auf einen langen Krieg ein. 

Kaum ein EU- oder NATO-Tre,en ohne die 
Versicherung, man werde die Ukraine so 
lange aufrüsten wie nötig. Die USA, 
Deutschland und andere fahren dazu ihre 
Kapazitäten weiter hoch, um an Kiew gelie-
ferte Wa,en zu ersetzen und sich auf einen 
andauernden Kon-ikt vorzubereiten. NA-
TO-Generalsekretär Jens Stoltenberg meint, 
der Westen werde noch für eine lange Zeit 
Wa,en in die Ukraine schicken müssen.  

Nur liefert die jüngere Vergangenheit 
Beispiele, dass ein zwischenstaatlicher 
Krieg sich hinziehen und sehr verlustreich 
sein kann. Der Korea-Krieg dauerte drei 
Jahre, kostete vier Millionen Menschen das 
Leben und endete in einem Patt. Der Golf-
krieg zwischen Irak und Iran begann 1980 
und endete 1988, forderte eine Million Op-
fer und hat letztlich am Status quo ante 
nichts geändert. Der US-Angri,skrieg ge-
gen den Irak war zwar nach wenigen Wo-
chen vorbei, doch dann folgten für fast 
zehn Jahre Besatzung und Aufstandsbe-
kämpfung. Die USA blieben ähnlich erfolg-
los wie in 20 Jahren Afghanistan-Krieg. 

Um solche langfristig hohen Belastungen 
zu vermeiden und die Gunst der Stunde des 
noch vorhandenen ö,entlichen Rückhalts 
zu nutzen, plädieren manche für eine 
schnelle militärische Lösung. Freilich brau-
che es dazu mehr und wirksamere Wa,en, 
um Russland zu besiegen. Das korrespon-
diert mit der Behauptung, die Abschre-
ckungswirkung der USA, der NATO über-
haupt, ginge verloren, würde es der Westen  

Moskau erlauben, auch nur kleinere Teile 
der eingenommenen Gebiete zu behalten. 
Das wäre eine Einladung an revisionisti-
sche Mächte wie China, es Moskau gleich-
zutun. Ein Eskalationsrisiko sehen die Ver-
fechter dieses Ansatzes nicht, da Russland 
bislang nach westlichem Wa,entransfer 
auch nicht mit einer Ausweitung des Krie-
ges über die Grenzen der Ukraine hinaus 
reagiert habe. So soll eine mit massivem 
westlichen Wa,enversand ermöglichte Of-
fensive für die einen der Anfang vom Ende 
der russischen Besatzung sein, während an-
dere ho,en, die Konfrontation ließe sich 
auf der Basis des Status quo ante vor dem 
24. Februar 2022 eindämmen. 

Die Befürworter eines schnellen Sieges 
der Ukraine übernehmen – wahrscheinlich 
unbewusst – das russische militärstrategi-
sche Konzept, zu eskalieren, um zu deeska-
lieren. Sie ignorieren die Gefahr einer sich 
verselbstständigenden Eskalationsspirale 
und unterschätzen das Potenzial und den 
Willen Moskaus, durchzuhalten. Sie blen-
den aus, dass selbst kurze zwischenstaatli-
che Kriege in langwierige Kon-ikte münden 
können. Es wäre daher besser, möglichst 
schnell eine Wa,enruhe zu vereinbaren. Da 
Moskau und Kiew das derzeit nicht wollen, 
müssen Washington und Peking vorange-
hen, um entsprechende Bedingungen aus-
zuloten. Denn gleich wie eine ukrainische 
O,ensive ausgeht, dür*e an der Notwendig-
keit einer Feuerpause kein Weg vorbeifüh-
ren. Würde die ukrainische Armee bis zur 
Landenge von Perekop durchbrechen, 
müssten die gewonnenen Gebiete gesichert 
und der Versuch einer Rückeroberung der 
Krim wegen der damit verbundenen nukle-
aren Eskalationsgefahr verhindert werden. 
Bliebe die O,ensive stecken, wäre ein lang-
wieriger Stellungskrieg zu verhindern. Ge-
länge Moskau gar der Gegenschlag, wäre ein 
Wa,enstillstand nötig, um noch größere 
Gebietsverluste und ein direktes Eingreifen 
des Westens zu vermeiden. Ein unverzügli-
ches Schweigen der Wa,en liegt nicht nur 
im objektiven Interesse der direkt Kriegsbe-
teiligten, auch Europas, des Globalen Sü-
dens und der Weltmächte selbst.
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Menetekel Irak, Korea und 
Afghanistan – o! wurden 
bewa"nete Kon#ikte zu spät 
beendet. Im Fall Ukraine 
könnte sich das wiederholen 

Washington 
und Peking 
sind gefragt, 
da Moskau 
und Kiew auf 
Sieg setzen 
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